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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 23. Juni 1967 46. Stück

193. Bundesgesetz: Ruhen des gerichtlichen Dienstes an Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen

194. Bundesgesetz: Erlöschen von Forderungen des Bundes gegen die Simmering-Graz-Pauker
Aktiengesellschaft und die Rax-Werk Gesellschaft m. b. H.

195. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Ausfuhrförderungsgesetzes 1964
196. Bundesgesetz: Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967

193 . Bundesgesetz vom 31. Mai 1967 über
das Ruhen des gerichtlichen Dienstes an
Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feier-

tagen

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen ruht der gerichtliche Dienst, soweit
es sich nicht um Strafsachen handelt und soweit
für die Vornahme von Exekutions- und anderen
Vollzugshandlungen und von Zustellungen nichts
anderes bestimmt ist.

Artikel II

Die Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895,
wird in folgender Weise geändert:

1. § 100 Abs. 1 hat zu lauten:

„An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen darf eine Zustellung, sofern sie nicht
durch die Post vollzogen wird, nur mit Erlaub-
nis des Gerichtes erfolgen, das die Zustellung ver-
anlaßt. Die Erlaubnis ist nur zu erteilen, wenn
die Zustellung wegen der Gefahr des Ablaufes
einer Frist oder des Verlustes eines Rechtes oder
aus einem ähnlich wichtigen Grund dringlich ist.
Sie ist auf dem zuzustellenden Schriftstück er-
sichtlich zu machen."

2. § 221 Abs. 1 hat zu lauten:

„An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen dürfen Tagsatzungen nicht abgehalten
werden."

Artikel III

§ 30 Abs. 1 der Exekutionsordnung, RGBl.
Nr. 79/1896, hat zu lauten:

„An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen sowie zur Nachtzeit dürfen Exeku-
tionshandlungen nur in dringlichen Fällen, ins-
besondere wenn der Zweck der Exekution anders
nicht erreicht werden kann, auf Anordnung des
Richters des Bezirksgerichtes vorgenommen wer-
den, das zum Exekutionsvollzug berufen ist."

Artikel IV

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in
Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen, RGBl.
Nr. 208/1854, wird in folgender Weise geändert
und ergänzt:

1. Im zweiten Absatz des § 7 wird der zweite
Satz aufgehoben.

2. Dem § 19 wird als weiterer Absatz folgende
Bestimmung angefügt:

„An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen
Feiertagen sowie zur Nachtzeit dürfen Vollzugs-
handlungen nur in dringlichen Fällen, insbeson-
dere wenn der Zweck der Exekution anders nicht
erreicht werden kann, auf Anordnung des Rich-
ters des Bezirksgerichtes vorgenommen werden,
das zum Vollzug berufen ist."

Artikel V

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1967
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky
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1 9 4 . Bundesgesetz vom 31. Mai 1967
über das Erlöschen von Forderungen des
Bundes gegen die Simmering-Graz-Pauker
Aktiengesellschaft und die Rax-Werk Gesell-

schaft m. b. H.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die nachstehenden Forderungen des
Bundes im Gesamtbetrag von S 342,109.493'24
gegen die Simmering-Graz-Pauker Aktiengesell-
schaft, und zwar als erloschen.

§ 2. Die Regreßforderungen gegen die Rax-
Werk Gesellschaft m. b. H. auf Grund von
Zahlungen des Bundes aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln in Höhe von S 22,334.255'80 (laut
Abschnitt I lit. b der Anlage) gelten mit Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes, jedoch hinsichtlich
eines Betrages von S 22,057.055'80 rückwirkend
mit 31. Dezember 1965, als erloschen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen — hin-
sichtlich des § 1 im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen — betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Weiß



46. Stück — Ausgegeben am 23. Juni 1967 — Nr. 194 1241

Anlage

Aufgliederung der in den §§ 1 und 2 angeführten
Forderungen des Bundes
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1 9 5 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1967,
betreffend die neuerliche Abänderung des
Ausfuhrförderungsgesetzes 1964, in der Fas-
sung des Bundesverfassungsgesetzes vom

1. April 1965, BGBl. Nr . 90

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausfuhrförderungsgesetz 1964 in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom
1. April 1965, BGBl. Nr. 90, wird abgeändert
wie folgt:

1. (Verfassungsbestimmung)

§ 2 hat zu lauten:

„§ 2. (Verfassungsbestimmung) Der Bundes-
minister für Finanzen ist ferner ermächtigt, die
Finanzierung von Ausfuhrgeschäften der in § 1
Abs. 1 bezeichneten Arten dadurch zu erleich-
tern, daß er die Haftung namens des Bundes für
auszustellende Wechsel übernimmt (Wechselbürg-
schaft)."

2. (Verfassungsbestimmung)

§ 3 hat zu lauten:

„§ 3. (Verfassungsbestimmung) (1) Der jeweils
ausstehende Gesamtbetrag der gemäß § 1 über-
nommenen Haftungen darf 13 Milliarden Schil-
ling nicht übersteigen. Der angegebene Haftungs-
rahmen bezieht sich auf Grundbeträge der Haf-
tungssummen ohne Zinsen und Kosten.

(2) Die gemäß § 2 übernommenen Haftungen
werden auf den in Abs. 1 festgelegten Haftungs-
rahmen nicht angerechnet."

3. § 4 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„§ 4. (1) Der Bundesminister für Finanzen be-
stimmt mit Zustimmung des Hauptausschusses
des Nationalrates durch Verordnung die Richt-
linien, nach denen Haftungen gemäß § 1 und
§ 2 unter Zugrundelegung Allgemeiner Geschäfts-
bedingungen übernommen werden können.

(2) Die Richtlinien haben auf den Förderungs-
zweck der Haftungsübernahmen entsprechend
Bedacht zu nehmen; sie haben insbesondere den
Selbstbehalt, das Haftungsentgelt, den Ausschluß
der Haftungen sowie die Ansprüche und Pflichten
des Garantienehmers bei Eintritt des Haftungs-
falles zu regeln."

4. (Verfassungsbestimmung)

§ 4 Abs. 3 und 4 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 200/1964 in der Fassung des Bundesverfas-
sungsgesetzes BGBl. Nr. 90/1965 sind zu strei-
chen.

5. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. (1) Die banktechnische Behandlung der
Ansuchen um Haftungsübernahme, die Ausferti-
gung der Haftungsverträge sowie die Wahrneh-
mung der Rechte des Bundes aus den Haftungs-
verträgen wird der Österreichischen Kontroll-
bank Aktiengesellschaft als Bevollmächtigten des
Bundes nach § 1001 ff. ABGB. übertragen.

(2) Zur Begutachtung der Ansuchen um Haf-
tungsübernahmen im Sinne der §§ 1 und 2 wird
ein Komitee bei der Oesterreichischen National-
bank (erweitertes Zensurkomitee) errichtet, das
aus Vertretern des Bundeskanzleramtes, des Bun-
desministeriums für Finanzen, des Bundesmini-
steriums für Handel, Gewerbe und Industrie und
der Oesterreichischen Nationalbank besteht. Den
Vorsitz in diesem Komitee führt der Vertreter
der Oesterreichischen Nationalbank, von der auch
die Geschäfte des Komitees geführt werden. Ein
Vertreter der Österreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft und der einreichenden Kredit-
unternehmung kann zugezogen werden.

(3) Zur Begutachtung von Ansuchen um Haf-
tungsübernahmen im Sinne der §§ 1 und 2, die
im Einzelfall 5 Millionen Schilling übersteigen,
wird ein Beirat beim Bundesministerium für
Finanzen errichtet.

(4) Mitglieder des Beirates sind:

1. ein Vertreter des Bundesministeriums für
Finanzen als Vorsitzender, je ein Vertreter des
Bundeskanzleramtes, des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung, des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft, des Bundesministe-
riums für Handel, Gewerbe und Industrie, des
Bundesministeriums für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen sowie des Bundesministe-
riums für Auswärtige Angelegenheiten;

2. je ein Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichischen
Arbeiterkammertages, der Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs und des
Österreichischen Gewerkschaftsbundes;

3. ein Vertreter der Oesterreichischen Natio-
nalbank.

4. Ein Vertreter der Österreichischen Kontroll-
bank Aktiengesellschaft kann zugezogen werden.

(5) Die Mitglieder des Beirates und deren Er-
satzmänner üben ihre Funktion ehrenamtlich aus.
Die Mitglieder des Beirates und alle Personen, die
an den Sitzungen des Beirates teilnehmen, sind
verpflichtet, über alle ihnen in Ausübung ihrer
Tätigkeit bekanntgewordenen Amts-, Geschäfts-
und Betriebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu
bewahren.

(6) Die Geschäfte des Beirates werden vom
Bundesministerium für Finanzen geführt."
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6. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. Über das Ausmaß der auf Grund dieses
Bundesgesetzes übernommenen Haftungen sowie
über die Abwicklung der infolge Inanspruch-
nahme von Haftungen geleisteten Zahlungen
und Rückflüsse hat der Bundesminister für
Finanzen dem Hauptausschuß des Nationalrates
vierteljährlich zu berichten."

7. § 8 hat zu lauten:

„§ 8. Die Haftung des Bundes kann auf öster-
reichische Schilling, auf eine im Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses frei konvertierbare Währung
oder auf eine Verrechnungswährung lauten.
Fremdwährungsbeträge sind zum Kurs des Tages
vor der Antragstellung auf den Haftungsrahmen
anzurechnen. Die Umrechnung der Fremdwäh-
rungsbeträge hat zu dem von der Oesterreichi-
schen Nationalbank verlautbarten Geldkurs zu
erfolgen."

8. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Werden nach § 2 verbürgte Wechsel pro-
longiert oder werden an Stelle einer Prolongation
neue Wechsel ausgestellt, so sind die prolongier-
ten oder neu ausgestellten Wechsel unter der
Voraussetzung von der Wechselgebühr befreit,
daß sie mit einer Bürgschaftserklärung des Bun-
des sowie mit dem Vermerk ,Prolongations-
wechsel' durch die Österreichische Kontrollbank
Aktiengesellschaft versehen sind."

Artikel II

(Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung
dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

1 0 6 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1967,
betreffend die Forderung der Finanzierung
von Ausfuhrgeschäften (Ausfuhrfinanzie-

rungsförderungsgesetz 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Zur Erleichterung der Finanzierung von
mittel- und langfristigen Ausfuhrgeschäften wird
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, bis
31. Dezember 1970 namens des Bundes Haftun-
gen in Form von Garantien für von der Öster-
reichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft
durchzuführende Kreditoperationen (Aufnahme
von Krediten, Begebung von Anleihen oder son-
stigen festverzinslichen Wertpapieren) zu über-
nehmen, wenn der Erlös der Kreditoperationen
zur Finanzierung von Ausfuhrgeschäften verwen-

det wird, für die der Bund eine Haftung nach
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964, BGBl.
Nr. 200, in seiner geltenden Fassung übernom-
men hat.

§ 2. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 nur übernehmen, wenn

1. der jeweils ausstehende Gesamtbetrag der
Haftung 7000 Millionen Schilling nicht über-
steigt; einzurechnen in die Haftungssumme sind:
Zinsen, Kosten sowie die Garantien für Kurs-
risken gemäß § 3 lit. b; letztere mit 10 v. H. des
Grundbetrages der jeweils übernommenen Haf-
tungen;

2. die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 700 Millionen Schilling
nicht übersteigt; einzurechnen in die Haftungs-
summe sind: Zinsen, Kosten sowie die Garantien
für Kursrisiken gemäß § 3 lit. b; letztere mit
10 v. H. des Grundbetrages der jeweils übernom-
menen Haftungen;

3. der nominelle Zinsfuß bezogen auf ein Jahr
bei Zinszahlungen im nachhinein nicht mehr als
3 v. H. über dem im Zeitpunkt der Kreditopera-
tion geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des
Nationalbankgesetzes, BGBl. Nr. 184/1955) be-
trägt;

4. die Laufzeit der Kredite gemäß § 1 25 Jahre
nicht übersteigt;

5. die prozentuelle Gesamtbelastung unter Zu-
grundelegung der folgenden Formel nicht mehr
als 9% beträgt:

6. im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung der
Kredite, der Anleihen oder der sonstigen festver-
zinslichen Wertpapiere vereinbart ist, auch bei
Kündigung die perzentuelle Gesamtbelastung ge-
mäß Z. 5 nicht überschritten wird;

7. die Währung der Kreditoperation auf Schil-
ling, US-Dollar, Französische Franken, Schweizer
Franken, Deutsche Mark, Englische Pfund, Bel-
gische Franken, Holländische Gulden, Schwe-
dische Kronen, Italienische Lire, Kanadische Dol-
lar lautet.

Fremdwährungsbeträge sind zu den amtlichen
von der Oesterreichischen Nationalbank verlaut-
barten Geldkursen für Devisen im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme auf die genannten Haf-
tungsbeträge anzurechnen.

§ 3. Haftungsfälle aus Garantien sind gegeben,
a) wenn der Kreditnehmer die im Zusammen-

hang mit einer Finanzierung bestehenden
vertraglichen Verpflichtungen nicht erfüllt;
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b) wenn der Garantienehmer durch Verände-
rungen des Austauschverhältnisses zwischen
der Vertragswährung und österreichischen
Schilling an den Gläubiger eine Leistung
zu erbringen hat, die über jenem Wert
liegt, die der Garantienehmer ohne Ände-
rungen des Austauschverhältnisses zu er-
bringen gehabt hätte.

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen kann
zur Wahrung der Rechte bei der Übernahme von
Haftungen einen Beauftragten und einen Stell-
vertreter des Beauftragten bei der Österreichi-
schen Kontrollbank Aktiengesellschaft bestellen.
Soweit dieses Bundesgesetz sich darauf bezieht,
steht diesen Personen das Recht zu, in alle
Bücher, Urkunden und sonstigen Schriften der

Gesellschaft Einsicht zu nehmen und an allen
Sitzungen teilzunehmen. Für die Tätigkeit des
Beauftragten und seines Stellvertreters kann der
Gesellschaft die Entrichtung eines jeweils durch
den Bundesminister für Finanzen zu bestimmen-
den, an den Bundesschatz zu entrichtenden jähr-
lichen Pauschalbetrages vorgeschrieben werden.
Die Gebühr hat in einem angemessenen Verhält-
nis zu den mit der Tätigkeit verbundenen Auf-
wendungen zu stehen.

§ 5. Für die Übernahme von Haftungen ist
kein Entgelt zu entrichten.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz
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